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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für innerdeutsche Beziehungen (17. Ausschuß) 


zu dem Antrag des Abgeordneten Drabiniok und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/1222 — 

Bundesbahnpolitik im Zonenrandgebiet 


A. Problem 

Nach Auffassung der Antragsteller soll im Zonenrandgebiet 
keine dauernde Einstellung des Betriebs einer Bundesbahn- 
strecke, eines wichtigen Bahnhofs, eines Ausbesserungswerks 
oder einer sonstigen wichtigen Dienststelle und kein Übergang 
vom zweigleisigen zum eingleisigen Betrieb mehr erfolgen. 
Statt dessen soll durch Investitionen das Angebot im Schienen- 
verkehr verbessert werden. 

B. Lösung 

Ablehnung des Antrags in der rigorosen und allgemeinen 
Form. Statt dessen muß im Einzelfall entschieden werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Die Antragsteller bestehen auf Annahme des Antrags. 


D. Kosten 

entfallen 
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Deutscher Bundestag — 10, Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 10/1222 — abzulehnen. 

Bonn, den 19. März 1986 

Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 

Reddemann Dr. Kunz (Weiden) Stiegler 

Vorsitzender Berichterstatter 


Bericht der Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) und Stiegler 


Der Antrag wurde in der 64. Sitzung des Deutschen 
Bundestags am 5. April 1984 an den Ausschuß für 
innerdeutsche Beziehungen federführend und an 
den Ausschuß für Verkehr, den Ausschuß für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau sowie an den 
Haushaltsausschuß zur Mitberatung überwiesen. 

Die mitberatenden Ausschüsse sprachen sich mit 
Mehrheit für eine Ablehnung des Antrags aus. 

Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen und 
sein Unterausschuß für Zonenrandförderung behan- 
delten den Antrag im Zusammenhang mit den sehr 
eingehenden Beratungen über den Bericht 1984 des 
Bundesministers für Verkehr über den Fortgang 
der Verkehrserschließung des Zonenrandgebietes 
(Drucksache 10/2624). 

Die Sprecher der Fraktionen der CDU/CSU, der SPD 
und der FDP lehnten insbesondere den Absatz 1 mit 


der vorgesehenen Aufforderung an die Bundesregie- 
rung ab, keine Stillegungen oder Einschränkungen 
von Bundesbahnstrecken mehr zu genehmigen. In 
dieser rigorosen Form sei er wirklichkeitsfremd und 
entspreche nicht den tatsächlichen Bedürfnissen 
des Zonenrandgebiets. Es bedürfe jeweils der Ein- 
zelfallentscheidung. Obwohl manche Passagen des 
Antrags annehmbar seien, müsse der Antrag wegen 
des Gesamtzusammenhangs abgelehnt werden. 

Die Sprecher der Fraktion DIE GRÜNEN plädierten 
für eine unveränderte Annahme des Antrags, Der 
Schienenverkehr müsse eindeutig gegenüber dem 
weiteren Ausbau von Straßen favorisiert werden, 
weil er umweltfreundlicher sei. 

An der Schlußabstimmung, in welcher der Ausschuß 
einstimmig die Ablehnung des Antrags empfahl, 
nahm der Vertreter der Fraktion DIE GRÜNEN 
nicht teil. 


Bonn, den 19. März 1986 


Dr. Kunz (Weiden) Stiegler 
Berichterstatter 
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